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K O N Z E S S I O N 
für eine Wasserentnahme aus einem öffentlichen Oberflächengewässer 
[Name der Gemeinde] …………..........................................................................

(im folgenden Gemeinde genannt) 

an den

[Name des Konzessionärs]......................................................................................................

(im folgenden Konzessionär oder Konzessionärin genannt)

1. Die Gemeinde erteilt dem Konzessionär das Recht, aus dem …… [Name des Gewässers] auf Kote ca. … m ü. M, Koordinaten ……./……, maximal … Liter pro Minute zu entnehmen. 

2. …… [Zweck der Entnahme bzw. zulässige Verwendung]
3. Die Konzession beginnt am Tag, an welchem das Erziehungs-, Kultur- und Umweltschutzdepartement die gewässerschutzrechtliche Bewilligung für die Wasserentnahme erteilt. Die Konzession wird auf die Dauer von … Jahren ab Beginn erteilt.

4. Der Konzessionär bezahlt der Gemeinde für die Erteilung dieser Konzession den einmaligen Betrag von Fr. … . Dieser Betrag ist innert 30 Tagen nach Eröffnung der Wasserentnahmebewilligung des EKUD an die Gemeinde zu überweisen. 

Der Konzessionär bezahlt der Gemeinde während der ersten fünf Jahre jährlich den Betrag von Fr. ..... pro Minutenliter maximal konzedierte Entnahmemenge. Nach Ablauf der fünf Jahre kann der Gemeindevorstand den jährlichen Betrag entsprechend der Entwicklung des Landesindexes der Konsumentenpreise anpassen. Die jährliche Betrag ist bis zum … des laufenden Jahres an die Gemeinde zu überweisen.

5. Der Konzessionär holt vor Beginn des Betriebs die gewässerschutzrechtlichen Bewilligung für die Wasserentnahme sowie allfällige weitere kantonale und kommunale Bewilligungen für den Bau der Anlagen für die Wasserentnahme und die Verwendung des Wassers ein. Er trägt die Kosten dafür.
6. Der Konzessionär ist im Rahmen der bestehenden Gesetze für allen Schaden verantwortlich und haftbar, welchen der Gemeinde oder Dritten durch die Anlage und deren Betrieb entstehen. 

7. Der Konzessionär ist verpflichtet, die Anlage jederzeit in einem guten und betriebsfähigen Zustand zu erhalten und sie gefahrlos zu betreiben. 

8. Der Konzessionär gewährt den Aufsichtsorganen des Kantons und den Vertretern der Gemeinde jederzeit Zutritt zur Anlage. 

9. Jede Erhöhung der Entnahmemenge bedarf einer neuen Konzession.

10. Die Konzession kann mit Zustimmung des Gemeindevorstandes auf eine andere Person übertragen werden.

11. Die Konzession erlischt ohne weiteres durch Ablauf ihrer Dauer oder durch ausdrücklichen Verzicht des Konzessionärs. Der Gemeindevorstand kann die Konzession als verwirkt erklären, wenn sie während zwei Jahren nicht mehr genutzt worden ist oder wenn der Konzessionär gesetzlich und vertraglich vorgeschriebene Pflichten trotz Mahnung wiederholt oder grob verletzt hat.

12. Ist die Konzession beendet und wird sie nicht erneuert, kann die Gemeinde die Entfernung der Anlagen zur Wasserentnahme inklusive Leitungen verlangen oder diese gegen angemessene Entschädigung übernehmen. 

13. Für Streitigkeiten, die sich aus dieser Konzession ergeben, ist das Verwaltungsgericht zuständig. 

14. Die künftige Gesetzgebung des Bundes, des Kantons und der Gemeinde bleibt vorbehalten. Sie geht dieser Konzession vor. 

15. Von dieser Konzession darf nur Gebrauch gemacht werden, wenn die gewässerschutzrechtliche Bewilligung des Erziehungs-, Kultur- und Umweltschutzdepartements für die Wasserentnahme vorliegt.

16. Die Konzessionsurkunde wird nach Erteilung der gewässerschutzrechtlichen Bewilligung in vier Exemplaren ausgefertigt. Die Gemeinde, der Konzessionär, das Erziehungs-, Kultur- und Umweltschutzdepartement sowie das Amt für Natur und Umwelt erhalten je ein Exemplar. 

…… [Ort], den ...… [Datum]
………………………… 
………………………………

Für die Gemeinde 
Konzessionär

Bewilligung für die Wasserentnahme erteilt mit Departementsverfügung vom ……………. (Nr. …..) 

ERZIEHUNGS-, KULTUR- UND

UMWELTSCHUZDEPARTEMENT

Claudio Lardi

Regierungsrat
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Wann ist für Wasserentnahmen aus öffentlichen Oberflächengewässern (z.B. für 
Bewässerungen oder als Kühlwasser) eine Konzession erforderlich? 
Kommentar zur "Musterkonzession" (Beilage) 
 


A. Ausgangslage 
a. Nicht nachweislich im Privateigentum stehende Gewässer sind zum Gemeingebrauch be-


stimmte Sachen im Eigentum der politischen Gemeinde, also öffentliche Sachen (Art. 119 
Abs. 1 und 2 des Einführungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuches [EGzZGB] 
vom 12. Juni 1994 [BR 210.100]). Praktisch alle Oberflächengewässer (Fliessgewässer wie 
Flüsse und Bäche sowie Seen) im Kanton Graubünden sind öffentliche Sachen. Solange die-
se Sachen dem Gemeingebrauch dienen, können an ihnen Sondernutzungsrechte gegenüber 
dem Gemeinwesen nur durch Konzession erworben werden (Art. 120 Abs. 2 EGzZGB). Unter 
einem Sondernutzungsrecht versteht man ein Recht auf den Gebrauch einer öffentlichen Sa-
che im Gemeingebrauch, bei welchem die Berechtigten eine ausschliessliche Verfügung über 
die Sache oder einen Teil der Sache erhalten und andere vom Gebrauch ausgeschlossen 
werden. 


b. Die Erteilung von Konzessionen für Wasserentnahmen im Hinblick auf die Nutzung der öffent-
lichen Gewässer zur Produktion von elektrischer Energie ist im Wasserrechtsgesetz des Kan-
tons Graubünden geregelt.  


c. Die Entnahme von Wasser aus einem öffentlichen Gewässer (Oberflächengewässer und 
Grundwasser), z.B. zur Bewässerung, als Kühlwasser oder für den Betrieb einer Beschnei-
ungsanlage ist nicht im Wasserrechtsgesetz geregelt. Auch solche Wasserentnahmen stellen 
in vielen Fällen Sondernutzung dar und bedürfen einer Konzession der Gemeinde.  


d. In Gemeinden ohne Gemeinderat darf die Einräumung "anderer Sondernutzungsrechte" – 
damit sind u. a. Wasserentnahmen gemeint, die nicht der Produktion von elektrischer Energie 
dienen – der Gemeindeabstimmung oder Urnenabstimmung nicht entzogen werden (Art. 9 lit. f 
des Gemeindegesetzes des Kantons Graubünden vom 28. April 1974; GG; BR 175.050).  


In Gemeinden mit Gemeinderat darf eine Konzession für eine Wasserentnahme z.B. zur Be-
wässerung oder zu Kühlzwecken (= "Einräumung anderer Sondernutzungsrechte") mit einer 
Dauer von 30 Jahren oder weniger vom Gemeinderat erteilt werden Art. 10 Abs. 1 lit. d Ge-
meindegesetz).  


e. Der Gemeindevorstand ist somit nicht berechtigt, Konzessionen für Wasserentnahmen zu er-
teilen.  


f. Die Abgrenzung zwischen Sondernutzung und gesteigertem Gemeingebrauch ist mitunter 
schwierig. Keine Sondernutzung, sondern lediglich gesteigerter Gemeingebrauch liegt z.B. 
vor, wenn einem grösseren Gewässer eine grössere Menge Wasser entnommen wird, aber 
auch nach dieser Wasserentnahme immer noch genügend Wasser für andere Bezüger vor-
handen ist. In diesem Fall genügt eine Bewilligung des Gemeindevorstands.  
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B. Bemerkungen und Hinweise zur Musterkonzession (Beilage) 
Das Amt für Natur und Umwelt hat zuhanden der Gemeinden ein Muster für eine "Konzession für 
eine Wasserentnahme aus einem öffentlichen Oberflächengewässer" (= Musterkonzession) erar-
beitet. 


Die Musterkonzession muss von der Gemeinde in verschiedenen Punkten an das konkrete Vorha-
ben angepasst werden:  


− Leer gelassener Platz, …, muss ausgefüllt werden.  


− Kursiver Text in eckigen Klammern [xxx] dient als Platzhalter und gibt einen Hinweis darauf, 
wie die Konzession – entsprechend der konkreten Situation – vervollständigt werden muss.  


− In Ziffer 2 der Konzession ist der Zweck der Wasserentnahme bzw. die zulässige Verwendung 
des entnommenen Wassers anzugeben. Dabei ist vom Gesuch des Konzessionärs auszuge-
hen. Beispiel: "Das entnommene Wasser darf nur für die Bewässerung der Kulturen in der 
Umgebung der Entnahmestelle verwendet werden." 


− Zu Ziffer 5: Wasserentnahmen über den Gemeingebrauch hinaus (gesteigerter Gemein-
gebrauch oder Sondernutzung) aus Fliessgewässern bedürfen immer einer Wasserentnah-
mebewilligung nach Art. 29 des Bundesgesetzes über den Gewässerschutz (Gewässer-
schutzgesetz, GSchG) vom 24. Januar 1991 (SR 814.20). Welche weiteren Bewilligungen 
notwendig sind, hängt ab vom konkreten Fall. Meist ist auch eine Baubewilligung notwendig. 
Weitere Bewilligungen: z.B. Rodungsbewilligung, Bewilligung zum Einleiten von Abwasser. 


− Besondere Hinweise:  


1. Bei Wasserentnahmen aus Seen kann es vorkommen, dass zwar eine Konzession der 
Gemeinde, aber keine gewässerschutzrechtliche Bewilligung (Art. 29 GSchG) des Erzie-
hungs-, Kultur- und Umweltschutzdepartement für die Wasserentnahme notwendig ist. In 
diesem Fall muss die Musterkonzession angepasst werden. Die Änderungen betreffen die 
Ziffern 3, 5, 15 und 16; die letzten sechs Zeilen der Musterkonzession können gestrichen 
werden. 


2. Falls einem Oberflächengewässer (Fliessgewässer oder See) Wasser zur Nutzung der 
Wärme (z.B. für den Betrieb einer Wärmepumpe) entnommen werden soll, muss im Ein-
zelfall abgeklärt werden, welche Bewilligungen notwendig sind und wozu die Konzession 
erforderlich ist bzw. welches Sondernutzungsrecht der Gesuchsteller benötigt. Unter Um-
ständen sind grössere Anpassungen der Musterkonzession erforderlich. Allfällige Ände-
rungen können die Ziffern 1, 3, 4, 5, 9, 12, 15 und 16 sowie die letzten sechs Zeilen 
betreffen.  
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stimmte Sachen im Eigentum der politischen Gemeinde, also öffentliche Sachen (Art. 119 
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